
492 Neue Justiz 11/80

dig sind und daß dabei den Bemühungen um die demo­
kratische Umgestaltung der internationalen Wirtschafts­
beziehungen besondere Bedeutung zukommt.

Der UN-Generalsekretär wurde durch die Resolution 
34/46 beauftragt, der 36. Vollversammlung eine Studie 
über die Beeinträchtigung der Menschenrechte durch 
Apartheid, Rassendiskriminierung, Kolonialismus, Neoko­
lonialismus, Imperialismus, Wettrüsten, Fremdherrschaft, 
Aggression, Bedrohung der Souveränität, Verweigerung 
des Selbstbestimmungsrechts einschließlich des Rechts auf 
freie Verfügung über die Naturreichtümer, Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten der Staaten und die Auf­
rechterhaltung ungerechter Wirtschaftsbeziehungen vor­
zulegen. In Ablehnung westlicher Versuche, eine in Ar­
beit befindliche UN-Gesamtanalyse zur Verbesserung der 
Menschenrechtsförderung dadurch zu unterlaufen, daß 
rasch Interventionsinstrumente (wie z. B. der Posten eines 
UN-Hochkommissars für Menschenrechte13) geschaffen 
werden, legt die Resolution 34/46 ferner fest, diese UN- 
Gesamtanalyse auftragsgemäß weiterzuführen.

Mit ihrer entschiedenen Gegnerschaft zu dieser Reso­
lution isolierten sich imperialistische Staaten — wie das 
Abstimmungsergebnis zeigt — selbst. So wandten sich die 
USA vehement gegen die Aufnahme des Rechts der Teil­
nahme der Werktätigen an der Wirtschaftsleitung, da ein 
solches Recht in der USA-Verfassung nicht vorgesehen 
sei. Gegen das Mitbestimmungsrecht, gegen das Recht auf 
Arbeit, das die kapitalistischen Staaten wegen ihres pro­
fitorientierten Systems nicht zu garantieren vermögen, 
und gegen das Recht auf Entwicklung sprachen sich auch 
andere westliche Länder aus. Es mangelt ihnen nach wie 
vor an Bereitschaft, sich in der internationalen Zusam­
menarbeit zur Förderung der Menschenrechte von ihrem 
überholten Menschenrechtsverständnis zu lösen und statt 
dessen dem UN-Menschenrechtskonzept zu folgen.

Ein Beispiel für diese Haltung ist auch ein der UN- 
Menschenrechtskommission unterbreitetes Projekt der 
BRD und Kanadas zur Einhaltung der zivilen und poli­
tischen Rechte nach bürgerlichem Maßstab. Der Versuch, 
der bürgerlichen Menschenrechtskonzeption auf diese 
Weise offizielle Geltung zu verschaffen und sie in den 
Rang eines allgemeingültigen Maßstabs zu erheben, schei­
terte. Sozialistische und Entwicklungsländer stellten das 
Projekt mit grundsätzlichen Abänderungsvorschlägen vom 
Kopf auf die Füße, so daß es als Resolution 23 (XXXVI) 
angenommen werden konnte.

Irland, Kostarika und Uganda setzten sich erneut für 
die Schaffung des Postens eines UN-Hochkommissars für 
Menschenrechte ein. Sie hatten erwartungsgemäß keinen 
Erfolg. Auch Kanada — unterstützt von den USA und 
Italien — scheiterte mit seinem „Kompromißvorschlag“, 
statt des Hochkommissars zunächst einen Untergeneralse­
kretär für Menschenrechtsfragen zu etablieren. So wurde 
an strukturellen Veränderungen hinsichtlich der Behand­
lung von Menschenrechtsfragen lediglich eine von Italien 
initüerte Resolution 34/47 verabschiedet, die sich auf Ver­
änderungen im UN-Sekretariat bezieht.

Annahme der Konvention über die Beseitigung 
der Frauendiskriminierung

Charakteristisch für die Tätigkeit der UNO auf dem Ge­
biet der Menschenrechte ist, daß sie sich in den letzten 
Jahren verstärkt der Behandlung sozialer Fragen zu­
wandte. Unter diesen Fragen ist die Beseitigung der Dis­
kriminierung der Frau ganz ohne Zweifel ein Schwer­
punkt, zumal bedauerlicherweise auch während der UN- 
Dekade der Frau (1976 bis 1985) in den kapitalistischen 
Ländern auf diesem Gebiet bisher nichts wesentliches 
geschah.

Deshalb ist zu begrüßen, wenn die UN-Vollversamm- 
lung mit der mit 130 Stimmen ohne Gegenstimme bei 
10 Stimmenthaltungen angenommenen Resolution 34/18014

nach bald 10jährigem Ringen der progressiven Kräfte die 
von der Internationalen Frauenföderation (IDFF) und 
von der UdSSR vorgeschlagene Konvention über die Be­
seitigung aller Formen der Diskriminierung der Frau vom
18. Dezember 1979 verabschieden konnte.15 Mit der Kon­
vention haben die demokratischen Kräfte in den kapita­
listischen Ländern ein nützliches Instrument im Kampf 
gegen die andauernde Frauendiskriminierung erhalten. 
Wesentliche Teile des Dokuments künden — unbeschadet 
mancher bedauerlicher Abstriche vom ursprünglichen Ent­
wurf — von den Errungenschaften des realen Sozialismus 
bei der Verwirklichung der Gleichberechtigung der 
Frau.13

Mit der Konvention wurde die durch die Resolution 
2263 (XXII) angenommene Deklaration über die Beseiti­
gung der Diskriminierung von Frauen vom 7. November 
196717 inhaltlich ausgebaut, präzisiert und in die Ebene 
des Völkervertragsrechts gehoben. Der DDR gelang es 
— unterstützt von weiteren Staaten — durchzusetzen, daß 
die Konvention in ihrer Präambel davon ausgeht, daß die 
Stärkung des Weltfriedens, Entspannung, Abrüstung so­
wie die Überwindung von Kolonialismus und Rassismus 
Grundvoraussetzungen für die Gleichberechtigung der 
Frau sind.

*

Insgesamt kann man feststellen, daß im zurückliegenden 
Jahr in der UNO nützliche Schritte hinsichtlich der Zu­
sammenarbeit der Staaten zur Förderung der Menschen­
rechte und zur Ächtung imperialistischer Menschenrechts­
verletzungen getan wurden. Damit sind Voraussetzungen 
geschaffen, um das Ziel der UN-Charta — Förderung der 
Achtung der Menschenrechte — in Zukunft noch konse­
quenter zu verfolgen.
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An unsere Leser im Ausland

Um Ihnen den Bezug unserer Zeitschrift auch im kommenden 
Jahr zu sichern, bitten wir Sie, Ihr Abonnement für das Jahr 
1981 rechtzeitig zu erneuern.

Bezieher aus den sozialistischen Ländern wenden sich dazu 
an den für sie zuständigen Postzeitungsvertrieb. Unsere Leser 
aus der BRD, Berlin (West) und dem übrigen Ausland können 
ihr Abonnement beim internationalen Buch- und Zeitschriften­
handel des jeweiligen Landes erneuern.


